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Auszug aus der Bundeshaushaltsordnung (BHO) 

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/bho/BHO.pdf  
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 212 V v. 19.06.2020 I 1328 

§ 22 Sperrvermerk

Ausgaben, die aus besonderen Gründen zunächst noch nicht geleistet oder zu deren Lasten noch 
keine Verpflichtungen eingegangen werden sollen, sind im Haushaltsplan als gesperrt zu bezeich-
nen. Entsprechendes gilt für Verpflichtungsermächtigungen. In Ausnahmefällen kann durch 
Sperrvermerk bestimmt werden, daß die Leistung von Ausgaben oder die Inanspruchnahme von 
Verpflichtungsermächtigungen der Einwilligung des Bundestages bedarf. 

§ 23 Zuwendungen

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Leistungen an Stellen außerhalb der Bundesver-
waltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt werden, wenn 
der Bund an der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zu-
wendungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. 

§ 44 Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegenständen

(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des § 23 gewährt werden. Dabei ist zu
bestimmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendungen nachzuweisen ist. Au-
ßerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen Dienststelle oder ihrer Beauftragten festzulegen.
Verwaltungsvorschriften, welche die Regelung des Verwendungsnachweises und die Prüfung
durch den Bundesrechnungshof (§ 91) betreffen, werden im Einvernehmen mit dem Bundesrech-
nungshof erlassen.
(2) Sollen Bundesmittel oder Vermögensgegenstände des Bundes von Stellen außerhalb der Bun-
desverwaltung verwaltet werden, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden.
(3) Juristischen Personen des privaten Rechts kann mit ihrem Einverständnis die Befugnis verlie-
hen werden, Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der Zuwendungen im eigenen Namen und in
den Handlungsformen des öffentlichen Rechts wahrzunehmen, wenn sie die Gewähr für eine
sachgerechte Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben bieten und die Beleihung im öffentli-
chen Interesse liegt. Die Verleihung und die Entziehung der Befugnis obliegen dem zuständigen
Bundesministerium; im Falle der Verleihung ist das Bundesministerium der Finanzen zu unterrich-
ten. Die Beliehene unterliegt der Aufsicht des zuständigen Bundesministeriums; dieses kann die
Aufsicht auf nachgeordnete Behörden übertragen. Im Falle der Staatshaftung wegen Ansprüchen
Dritter kann der Bund gegenüber einer beliehenen juristischen Person des Privatrechts bei Vorlie-
gen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit Rückgriff nehmen.

§ 91 Prüfung bei Stellen außerhalb der Bundesverwaltung

(1) Der Bundesrechnungshof ist vorbehaltlich anderer gesetzlicher Regelung berechtigt, bei Stel-
len außerhalb der Bundesverwaltung zu prüfen, wenn sie
1. Teile des Bundeshaushaltsplans ausführen oder vom Bund Ersatz von Aufwendungen erhalten,
2. Bundesmittel oder Vermögensgegenstände des Bundes verwalten,
3. vom Bund Zuwendungen erhalten,
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4. als juristische Personen des privaten Rechts, an denen der Bund einschließlich seiner Sonder-
vermögen unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist, nicht im Wettbewerb stehen, be-
stimmungsgemäß ganz oder überwiegend öffentliche Aufgaben erfüllen oder diesem Zweck die-
nen und hierfür Haushaltsmittel oder Gewährleistungen des Bundes oder eines seiner Sonderver-
mögen erhalten oder
5. Finanzierungsmittel bewirtschaften, die der Bund den Ländern zweckgebunden zur Erfüllung
von Länderaufgaben zugewiesen hat.
Leiten diese Stellen die Mittel an Dritte weiter, so kann der Bundesrechnungshof auch bei diesen
prüfen.

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf die bestimmungsmäßige und wirtschaftliche Verwaltung und
Verwendung. Bei Zuwendungen kann sie sich auch auf die sonstige Haushalts- und Wirtschafts-
führung des Empfängers erstrecken, soweit es der Bundesrechnungshof für seine Prüfung für
notwendig hält.

(3) Bei der Gewährung von Krediten aus Haushaltsmitteln sowie bei der Übernahme von Bürg-
schaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen durch den Bund kann der Bundesrech-
nungshof bei den Beteiligten prüfen, ob sie ausreichende Vorkehrungen gegen Nachteile für den
Bund getroffen oder ob die Voraussetzungen für eine Inanspruchnahme des Bundes vorgelegen
haben.

(4) Bei den juristischen Personen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 4 erstreckt sich die Prüfung
auf die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung. Handelt es sich bei der juristischen Person
des privaten Rechts im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 4 um ein Unternehmen, erfolgt die Prü-
fung unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze.

§ 100 Prüfungsämter

Der Bundesrechnungshof kann zur Vorbereitung, Unterstützung und Ergänzung seiner Prüfungs-

tätigkeit Prüfungsaufgaben durch Prüfungsämter, die seiner Dienst- und Fachaufsicht unterstellt 

sind, wahrnehmen lassen. Diese führen die Prüfungsaufgaben in entsprechender Anwendung der 

für den Bundesrechnungshof geltenden Bestimmungen nach den Weisungen des Bundesrech-

nungshofes durch. 


